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Der Reichskanzler spricht in Genf
Der deutsche Standpunkt zur Abrüstung

WTB . Genf . 9. Febr . (Tel .) In der heutigen Sitzung
der Abrüstungskonferenz legte zunächst G i b s o n für Amerika
den Standpunkt seines Landes oar . Darauf hielt im vollbe-
setzten Bölkerbundshaus Reichskanzler Dr. Brüning seine
mit Spannung erwartete Rede Wer die Abrüstung . Ter
Kanzler führte aus :

Diese Zusammenkunft , zu der sich die Regierungen der
ganzen Welt vereinigt haben , stellt einen Vorgang von einzig -
artiger und welthistorischer Bedeutung dar . Seit langem hat
das deutsche Volk diese Stunde ersehnt . Was bisher als
Wunschbild die Geister beschäftigte, soll sich auf dieser Kon-
ferenz zum verpflichtenden Gebot des Völkerrechts verdichten.
Es soll nicht mehr jedes Land allein über seine Rüstungen
bestimmen , sondern die Art und der Umfang der Rüstungen
sollen durch gemeinsame Verhandlungen aller Staaten verein -
barlich festgelegt werden . Das Friedenswerk , das mit der
Gründung des Völkerbundes eingeleitet werden sollte und
durch spätere Akte , wie den Kellogg -Pakt , weitergeführt
wurde , ruft gebieterisch nach der Durchführung des Abrü¬
stungsgedankens . Die vereinbarliche freiwillige Abrüstung der
Staaten ist neben der großzügigen und entschlossenen Liqui¬
dation der wirtschaftlichen und finanziellen Restbestände des
Krieges, die den Wiederaufbau der Welt stören , der wichtigste
Eck«ritt .

Uiijeren Frontkämpfern von ehedem steht das Bild des
Weltkrieges in . seiner ganzen Furchtbarkeit unverwischt und
unverlierbar vor Augen . Wenn es unserer Generation , der
Generation der alten jlompattanten , nicht gelingt , ein Boll -
werk gegen die Wiederkehr solcher Katastrophen wieder auf -
zurichten , wie soll es dann den Nachfahren gelingen ? Der
Wille zum wahren g*ric * ? ii " in Gebot der christlichen Gesin -
nung, das ist das crj!' • ' '

.'o wesentlichste Erfordernis , das
jeder der an dieser Konfetenz beteiligten Staaten mitbringen
muh, wenn sie einen Erfolg haben soll. Daher mutz der neue
Wille zum Frieden die Verfolgung eines Interesses auf krie-
gerischem Wege als Mittel der nationalen Politik bewußt
außer Rechnung stellen . Jeder mutz mit ehrlichem Gewissen
prüfen, wie weit er unter der Voraussetzung einer allgemein
gleichen Abrüstung aller Staaten seine Rüstungen auf das im
Bölkerbundspakt vorgesehene Minimum nur irgendwie senken
kann . Fort mit dem Bestreben , sich selbst mit dieser oder je -
ner Interpretation der Bestimmungen die Möglichkeit mili -
tnrischer Kraftentfaltung zu sichern und sie anderen zu neh -
men . Das ist der Weg , um die Konferenz zum Scheitern zu
bringen , denn die Abrüstung ist unbedingt notwendig , um ne -
ben anderen bedeutsamen Schritten die unerträgliche Span -
nung zu beseitigen , die heute lähmend auf der ganzen Welt
lastet und die Weltwirtschaft von Tag zu Tag mehr zum
Stillstand bringt . Die Staatsmänner , die hier versammelt
sind , tragen zudem die Verantwortung einer der Welt frier -
lich gegebenen Zusage .

Ich erinnere daran, daß die Sieger des Weltkriegs
bei Borlegun » ihrer F r i e d e n s b e d i « g « « g e «
ausdrücklich als ihr gemeinsames » nd frier -
liches Bekenntnis niedergelegt haben , daß die all -
« emeine Herabsetzung und allseitige Be -
schrankung der Rüstungen eines der besten Mittel
zur Kriegsverhütung fei und daher als eine der ersten
Aufgaben des Völkerbundes betrachtet werden
müsse . Hierin ist klar zum Ausdruck gebracht , daß die all -
gemeine Sicherheit , die staatliche Sicherheit nicht gefährdet ,
sondern fördert , daß sie also mit der Verantwortung der
Staatsmänner für die Sicherheit des eigenen Landes nicht in
Widerspruch steht, sondern im Gegenteil gerade in ihrem
Sinne liegt . Läßt nicht der Artikel 8 des Völkerbunds -
»«ktes , der die allgemeine Abrüstung vorschreibt, und der
für die vor uns liegende Aufgabe das Grundgesetz bildet , die
Möglichkeit offen , bei der Bestimmung des Mindestmaßes
der Rüstungen jedes einzelnen Staates den Erfordernissen
«er nationalen Sicherheitsbedürfnisse Rech -
" ung zu trage « .

Es gibt nichts , was uns , die wir hier versammelt sind , von
der Verantwortung für das Nichtzustandekommen einer kla-

Lösung für die allgemeine Abrüstung freisprechen könnt «.
Große und kleine Staaten tragen diese Verantwortung in
gleichem Maße ; denn das Grundprinzip des Völkerbundes
W die Gleichberechtigung. Das Deutsche Reich, für dessenPolitik ich die Verantwortung trage , ist bereit , an der vor
u*tS liegenden Aufgabe mit ganze Seele mitzuarbeiten .

Die deutsche ReichSregierung und das deutsche« » lk fordern « ach der » i > e « e » Entwaffnung
* allgemeine Abrüstung . Deutschland hat daraufeinen rechtlichen und moralische » Anspruch , der«»« niemand in Zweifel gezogen werde» kann. Das deutsche

! r o-
dem Boden

. f Grundtage
Weicher Sicherheit für alle Völker . Unsere De -'^gierten sind beauftragt , mit aller Energie die Verwirklichung

Zieles zu betreiben .
Die deutsche Delegation kann aber zum » «sgangspunkt de »»raktischrn Arbeite» nicht be « Ko » ventio » sent «

? ■ r f nehmen , de« die Borbereitende Kommiffi »» ansgear -
hat. Dieser Entwurf entspricht nicht de« Erforder¬

nd 1* bes TageS . Er ist lückenhaft und schweigt über wesent -« che Punkte .
, Es wird keinen Vorschlag geben , zu dessen objektiver Pru -

" 8 die deutsche Delegation nicht bereit wäre . Ihre Zustim¬

niemand in Zweifel gezogen werde« kann. Das« »lk erwartet von dieser Konferenz die Lösung deS• » n » ä der allgemeinen Abrüstung auf dem• ' * Gleichberechtigung u«d a«f der Gr >

mung und Unterstützung ist allen Anregungen sicher, die tat -
sächlich ohne weiteren Verzug einen wirklichen Abrüstungs¬
effekt erzielen . Ich mache keinen Hehl daraus , daß , wie übri -
gens auch sonst in der Welt , in Deutschland nach manchen
bitteren Erfahrungen vielfach ein starker Zweifel gegenüber
den Genfer Arbeiten laut geworden ist. Aber es liegt nur
an der positiven Arbeit dieser Konferenz , solche Zweifel zu
widerlegen . Das deutsche Volk trägt in seinem Herzen auf -
richtigen Friedenswillen .

Ich erkläre hiermit , daß Deutschland als ein voll -
berechtigtes und voll verpflichtetes Mitglied
des Völkerbundes und dieser hohen Versammlung mit
allem Nachdruck eintreten wird für eine allgemeine
Abrüstung , für eine Abrüstung unmißver -
ständlicher Art , wie sie im Bölkerbundspakt
für alle Mitglieder in gleicher Welse vor -
gesehen ist , eine allgemeine Abrüstung , die für
alle Bölker nach denselben Grundsätzen durch -
geführt wird und für alle Bölker ein gleiches Maß von Sicher »
heit schafft.

Deutschland wird in « Geiste weitgehender Solidarität
und Verständigungsbereitschaft , aber auch mit unbeirrbarer
Energie diesem Ziele zustreben.

Das Ereignis des Tages in Genf
ERB . Genf , 9. Febr . (Priv . - Tel .) Die Rede deS

Reichskanzlers ist das Ereignis des heutigen Tages .
Sie hat einen außerordentlich starken Eindruck in allen
Kreisen der Konferenz gemacht. Die Rede wurde von den gro-
ßen Rachrichtenbüros teilweise im vollen Wortlaut aufgenom -
men und nach dem Auslände übermittelt . Der Andrang de?
Publikums war heu«e besonders stark. Die Tribüne « der Di -
plomaten und Fach . c der Delegationen waren brechend
voll . Kurz vor 11 Uh «. . »ammten an der Stirnseite des Saales
die Lichter auf und der Präsident verkündete unter lautloser
Stille der ganzen Versammlung : „Das Wort hat Dr. Brü¬
ning , Kanzler des Deutschen Reiches" . Als Brüning , der i»
der ersten Reihe seinen Platz hat, der Rednertribüne zueilte ,wurde er von der Versammlung durch Händeklatschen
stürmisch begrüßt .

Der amerikanische Standpunkt
WTB . Genf , 8. Febr. <Tel .) Der stellvertretende Führer

der amerikanischen Delegation , Botschafter Gibson , führte
auf der heutigen Versammlung der Abrüstungskonferenz aus :

Amerika werde nichts unversucht lassen, um tatsächlicheinen Fortschritt in der Begrenzung und Herabsetzung der
Rüstungen zu erzielen . Man müsse kleinliche Sonderinter -
essen vergesse« und auf eine großzügige Zusammen ,
arbeit hinstreben . Amerika halte die gegenwärtigen
Ausgaben der Welt sür Rüstungszwecke für unnötigund unentschuldbar .

Niemand könne bestreiten , daß diese Rüstungen nicht nur
die Folge , sondern auch die Ursache der gegenwärtigen poli -
tischen Unsicherheit sind . Niemand könne bezweifeln , daß sie
nicht nur zum wirtschaftlichen Niedergang beitragen , sondernden Weltfrieden ernstlich bedrohe ».

Das amerikanische Volk betrachte die Fortdauer dieser Zu -
stände als ein Versagen der Staatsmänner . Die Zeit seivorbei , wo die Weltvölker dieses Versagen lange ruhig mit
ansähen . Das Wettrüsten und die Militärbündnisse , seit
Jahrhunderten in Europa üblich, seien nicht imstande gewesen ,den Frieden zu erhalten , sonder» hätten im Gegenteil Kriege
hervorgerufen , unter deren Folgen Sieger und Besiegte lei -
den . Das System der Antikriegsverträge reduziere die Not -
wendigkeit nationaler Rüstung auf erstens die Wahrung der
Ruhe und Ordnung im Innern , und zweitens die Verteidi -
gung der Landesgrenzen .

Amerika habe von den Vorschlägen Tardieus und Sir John
Simons mit Interesse Kenntnis genommen . Die amerika -
nische Regierung habe keinen neuen allumfassenden Plan .Aber die amerikanische Regierung befürworte folgende
Punkte :

1. Zugrundelegung des Konventionsentwurfes als praktische
Diskusfionsbasis unser völliger Bereitschaft , zusätzliche Vor -
schlage zu diskutieren ,

2 . Verlängerung der Lebensdauer der bestehenden Flotten -
abkommen unter möglichstem Beitritt Frankreichs und Jta -
liens ,

3 . proportionale Herabsetzung der Tonnageziffer « in den
Flottenabkommen , sobald alle Unterzeichner des Washingtoner
Abkommens dem Londoner Flottenvertrag beigetreten sind,4. Abschaffung de? Unterseeboots .

5. möglichst wirksame Maßnahmen zum Schutz der Zivil -
bevölkeruug vor Fliegerangriffen ,

6. Abschaffung von tödliche» Gase « und bakteriologischer
Kriegsführung ,

7. Beschränkung der Landheere auf die notwendige Zahl für
die Ordnung im Innern und den Grenzschutz ,

8. Beschränkung der Verwendung von Tanks und schwere«
fahrbaren Geschütze «.

*
WTB . Washington , 9. Febr . (Tel .) Im Staatsdeparte -

ment bemerkt man zur Rede Gibsons , sie bedeute kein star-
kes Programm , sondern stelle im Gegensatz zu anderen Vor -
schlügen den Versuch eines Beitrages znr praktische« Lösung
der Begrenzung der Weltrüstung dar . In der Frage der
Landheere sei die amerikanische Armee bereits unter dem
Minimum für Grenzverteidigung . Amerika sei für Abschaf-
fuilg gewisser Kampfmittel , sür Herabsetzung anderer , Be -
grenzung des Rechtes , und zwar sowohl quantitativ wie
finanziell .

* Zum Thema
.Preissenkung'

Es wäre gut gewesen , wenn die gesamte deutsche Presse
in den letzten Monaten ihre Leser über das Wirtschafts-
politische Problem der Preisbildung erst einmal auf -
geklärt hätte , bevor sie — zum Teil in rein agitatori -
scher Aufmachung — Senkung der Preise schlechthin ver¬
langte . Wir selbst haben an dieser Stelle schon zu der -
schiedenen Malen die Frage der Preisbildung behandelt
und dürfen deshalb bei unseren Lesern eine Kenntnis der
Materie voraussetzen .

Zwei Punkte aber müssen immer wieder von neuem
hervorgehoben werden , damit wir vor den schädlichen Fol -
gen einer falschen Preissenkungspolitik bewahrt bleiben^
Der eine Punkt betrifft die von niemandem wegzuleug «
nende Gefahr , daß eine rücksichtslos erzwungene Preis -
fenkung nur zu leicht die Betriebe der betreffenden
Branche zum Erliegen bringt , weil eben mit den neuen
Preisen nichts mehr verdient wird . Man kann es dem
deutschen Volke, das im allgemeinen wirtschaftspolitisch
wenig geschult ist , gar nicht oft genug sagen , daß die
Rentabilität eines Betriebes die Voraussetzung seiner
Weiterexistenz ist , und daß bei zu niedrigen Preisen ein«
Rentabilität nicht mehr zu erzielen ist.

Was heißt nun allerdings „hoher Preis " und „niedri «
ger Preis " ? Darüber bestehen in der Bevölkerung die.
größten Meinungsverfchiedenheiten . Nur zu oft kommt
es vor , daß auch dann , wenn der Nachweis erbracht wird ,
daß diese oder jene Preise sogar unter dem Vorkriegs -
niveau liegen , diese Preise für unbefriedigt erklärt wer -
den , weil sie eben doch im Verglich zum augenblicklichen
Einkommen zu hoch sind . Für die Arbeitslosen und
einen großen Teil der Kurzarbeiter ist in der Tat bei-«
nahe jeder Preis zu hoch .

Daß unter den Preisen selbst keine vernünftige Relation
besteht , haben wir schon mehrfach betont . Gewisse Ar -
tikel sind heute zu Preisen zu kaufen , die abnorm niedrig
sind , und wieder andere Artikel stehen zu hoch im Preise
Bei solchen Vergleichen ist dann natürlich ohne weiteres ,
der Preisindex der Vorkriegszeit als Maßstab heranzu -
holen ; und er wird ja auch volkswirtschaftlich allgemein
als der einzige brauchbare Maßstab anerkannt .

Jedenfalls wäre es sinnlos , ohne Rücksicht aus die Ren -
Labilität der Wirtschaft und ihren einzelnen Zweigen
Preissenkungen zu diktieren , Preissenkungen , deren Folge
dann womöglich eine Betriebsstillegung und eine neue
Erhöhung der Arbeitslosenziffer ist. Und bisher hat
denn auch der Preissenkungskommissar Dr. Goerdeler sich
tunlichst von einer solchen Handhabung seiner Machte
befugnisse ferngehalten . Und ebenso haben das alle
die Stellen getan , denen eine regionale Kontrolle der
Preise und ihrer Senkung anvertraut wurde .

Der zweite Punkt , der zu berücksichtigen gilt , ist nicht
minder wichtig . Die gesamte Wirtschaft ist bei ihrer
Preiskalkulation abhängig von der Höhe der Steuern ,
der sozialen Abgabe », der Zinsen und der öffentlichen
Tarife . Ist es nicht möglich , hier Senkungen größerer
Art herbeizuführen , so werden auch die Preise nur sehr
schwer gesenkt werden können . Wenn ein Fabrikant , ein
Geschäftsmann , ein Gewerbetreibender , ein Handwerker
oder ein Landwirt heute das Bierfache der Steuern «nd
sozialen Abgaben bezahle « muß wie in der Vorkriegs -
zeit , wenn er für geliehenes Geld weit mehr als daS
Doppelte an Zinsen zu zahlen hat , wie vor dem Krieg ,
wenn er für die Benutzung der öffentlichen Verkehrs -
mittel und für die Benutzung von Gas und Strom eine
erheblich größere Summe einzusetzen hat als früher , dann
braucht man sich nicht zu wundern , daß die Preise so
hoch gestiegen sind . Wundern muß man sich viel eher dar -
über , daß es dennoch möglich war , die Preise im Laufe
der letzten Jahre so weit herabzudrücken , daß sie heute
vielfach schon wieder den Vorkriegsstand erreicht haben .

Aber weshalb war das möglich? Weil sich eben fast
alle Unternehmer im weitesten Sinne dieses Worte ?
daran gewöhnt haben , nur einen ganz niedrige « Ge-
winn einzukalkulieren , weil sie vielfach auf Rücklagen
verzichten und von der Substanz leben , und weil sie in
nur zu häufigen Fällen jeden Gewinn strichen, um über -
Haupt nur den Austrag zu erhalten und die Existenz deS
Betriebes noch für einige Monate zu retten .

Zwei Möglichkeiten bestanden für eine Sanierung der
Wirtschaft : entweder eine entschiedene Senkung der
Stenern , Abgaben , Zinsen und öffentlichen Tarife oder
aber , falls sich das nicht erreichen ließ , Erzielung hoher
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Preise . Wir wissen , daß faktisch weder d« S eine no?i
das andere eingetreten ist . Die Wirtschast mutz weiter -
hin eine Last tragen , die sie in diesem Umsayg nicht mehr
tragen kann , und sie mutz weiterhin sich mit Preisen be-
gnügen , welche unter solchen Verhältnissen eine Renta¬
bilität aus die Dauer ausschlietzen .

Gesunden können wir erst dann , wenn wir es uns
erlauben dürfen , Steuern , Abgaben , Zinsen und össent -
liche Tc .rife zu einem wirklich erheblichen Prozentsatz zu
senken. Daß eine Senkung der Steuern und sozialen
Abgaben einstweilen bei dem schlechten Stand der öffent -
lichex? Kassen nicht möglich ist, weitz jedermann . Ohne
eine derartige Senkung würden aber auch Verringe¬
rungen des Zinsfutzes und Senkungen der öffentlichen
Tarife wohl gewiß Erleichterungen schaffen, eine wirk -
liche Sanierung aber geWitz nicht ermöglichen . Die

Preissenkungen , die bisher auf dem Gebiet der öffent -
tichen Tarife durchgeführt wurden , sind bekanntlich so
gcringsügig , datz sie im Etat des einzelnen Betriebes

jjfqum eine Rolle spielen . Aber auch hier darf man ge -
Witz keine» Vorwurf erheben . Denn auch die Reichs -
bahn und die Städte arbeiten ja heutzutage nicht mit

^Gewinnen , sondern mit Unterbilanzen , mit Defizit . Und
'da kann man allerdings nicht gut von ihnen verlangen ,
«daß sie durch eine weitgehende Senkung der öffentlichen
Karife diese Defizits noch vergrötzern . Aber lehrreich
fist und bleibt das Beispiel , das damit aufgestellt wird .
Denn , was dem einen recht ist , ist dem - anderen billig .

»Wenn man von den Städten , die unter den Lasten für die
.' Erwerbslosen schier zusammenbrechen , nichts Unbilliges
-'zumuten kann , so kann man auch — von gewissen Aus -
■nahmen abgesehen — von der Wirtschaft , die unter der
sLast der Steuern , sozialen Abgaben und Zinsen znsam -
nienbricht , nichts Unbilliges verlangen .

Dev jftgfcd im sevnen Osten

China verlangt Einberufung einer Ratssitzung
■ Xet chinesische Delegierte im Völkerbundsrat in Genf ' hat
Mit Bezug auf den Bericht des Schanghaier Konsularkorps
Heim Generalsekretär die sofortige Einberufung einer Rats -
ßitzung zur Erörterung des Berichtes beantragte

Der Bericht beschäftigt sich sehr eingehend mit der Ent -
jstehungsursache des chinesisch-japanischen Konfliktes und gibt
«ine überaus genaue Darstellung der antijapanischen Boykott -
bewegung in Schanghai , der schweren Zusammenstöße zwischen
Japanern und Chinesen und eine in die Einzelheiten gehende
Schilderung der späteren blutigen Ereignisse . Für die Be -
Handlung dieses Berichtes im Völkerbundsrat ist gegenwärtig
^uich kein Termin anberaumt .

Wie verlautet , soll die amerikanische Regierung alle japani -

fchen
Pläne ablehnen , die auf eine Entmilitarisierung der

zaupthäsen Chinas hinzielen .
- : , Es verlautet , daß -die USA . vorläufig kernen weiteren Ver -
imittlungsvorschlqg für den chinesisch- japanischen Frieden
machen werden .

Die Kämpfe um Schanghai
?Iach einem ruhigen Tage setzte am Montag gegen abend das

ßcuergefecht in Schanghai wieder ein . Nach etwa drei Stunden
jentferiite sich der Gefechtslärm in nordöstlicher Richtung vom

SZahnhof

Tfchapei , was auf Abweisung des japanischen Angrif -
es durch die Chinesen schließen ließ . Gegen abend hielten die
Chinesen die Wusung - Forts noch besetzt. Die chinesischen und
apanischen Stellungen vor Schapei sind unverändert geblieben .

! Im Lause der Beschießung Schanghais sind von den japani -
»chen Geschossen etwa IVO Sauser zerstört worden , ebenso die
russische Kirche . Zahlreiche Geschosse sind in die internationale
Konzession gegangen . Vier Personen wurden schwer vc . letzt.
feie nach der Landung der Japaner bei Wusung entbrannten
heftigen Kämpfe erzwang - n die vollständige Räumung der
^ ungschi-Nniversität . D «e deutschen Professoren befinden sich
sämtlich in Sicherheit .

Nach der englischen Zeitung „New World " steht eine japa -
tische Division in Stärke von 40 000 Mann bereit , um Schang¬
hai zu besetzen. Nach der gleichen Zeitung hat die neue Ber -
Wartung nichts zu tun mit den 10 000 Mann , die jetzt in
^ schanghai an Land gesetzt werden .

Eine französische Anleihe an Japan ?
' WTB . Paris , 9 . Febr . (Tel .) Der kommunistische Abgeord -
riete Cachin hat an den Finanzminister ein Schreiben gerichtet ,
in dem er um Aufklärung ersucht über Gerüchte von einer ja -
panischen Regierungsanleihe in Frankreichs Er fragt , ob es
wichtig fei , datz diese Anleihe sich auf mehrere Hundert Millio¬
nen Francs belaufen solle.

Abgelehnter ANWvauensantvag
im 4t « tevhaus
Um die Zollpolitik

Der Führer der Arbeiteropposition beantragte im englische»
Unterhaus ein Mißtrauensvotum gegen die Regierung , weil
diese trotz des Widerstandes einiger Minister grotzanlegete
Zolltarifmatznahmen angenommen habe . Der Mitztrauens -
« » trag wurde aber mit 438 gegen 39 Stimmen abgelehnt .

Die Debatte war rein akademischer Natur . Baldwi » be-
schränkte sich in seiner Rede vor allem darauf , die Aufgabe
der Kollektivverantwortlichkeit durch das Kabinett zu recht-
fertigen und hob den nationalen Charakter der Regierung
hervor . Die Regierung würde es für die Welt als eine sehr
ernste Sache ansehen , wenn schon wenige Monate nach ihrer
Bildung einige Mitglieder austreten ' würden . Der Zwiespalt
im liberalen Lager tritt jetzt schärfer hervor . 20 Liberale
beschlossen, zusammenzuarbeiten , um eine Opposition gegen
die Tarisvorschläge der Regierung zu organisieren .

Errichtung von Freihäfen in England
WTB . London , 9. Febr . «Tel .) In Großbritannien soll,

wie „Daily Herald " berichtet , mehrere „Freihäfen " errichtet
werden , um womöglich die mindestens 64 Millionen Pfund
Sterling zu retten , die der Wiederausfuhrhandel jedes Jahr
eingebracht hat und die durch die Schutzzollpolitik der Regie -
rung bedroht feien . Die Regierung werde binnen kurzem mit -
teilen, '

datz in einer Anzahl von Häfen keine Zölle erhoben
werden sollen , falls die fraglichen Güter wieder nach dem Aus -
land verkauft werden .

Die Zahl der Arbeitslosen in Großbritannien betrng am
25. Januar 2 728 411, d . h , 218 490 mehr als am 2t . Dezember
1931.

Ke « e Zuspitzung ftt Stemel
Der Landtag wehrt sich

WTB . Irinel , 9. Febr . fiel .) Am Montag erschien der
vom Gouverneur znr Führung der Präsidentschaftsgeschäft »
des Direktoriums beauftragte großlitauische Landesrat T o l i -
schusim Landtagsbüro , um mit dem Präsidenten des
Landtages , von Dreßler , über die Reubildung des Direk-
toriumS zu verhandeln . Der Landtagsprästdent lehnte die
Verhandlungen ab, da PräfidentBöttcherfein
Amt nicht niedergelegt habe , und deshalb nach den
Bestimmungen des Statutes von einer Neubildung keine
Rede sein könne Auch fei die Ernennung des T o l i-
s ch u S st a t u t w i d r i g . Als darauf Landesrat Tolischus
dem Landtagspräsidenten sowie den übrigen Abgeordneten der
Mehrheitsparteien „Falschheit" vorwarf , lehntevon Dreß¬
ler jede weitere Rücksprache mit ihm ab und
wies ihn zur Türe hinaus . Auch als Landesrat Toli -
schus noch einmal an der Tür des Präsidenten erschien , lehnte
von Dreßler es ab , mit ihm weiter zu verhandeln .

*
Präsident Böttcher , der nun in seiner Wohnung bewacht

wird , hat sich allen Bestrebungen , ihn zur Unterzeichnung sei-
ner Abdankung zu veranlayen , widersetzt , selbst unter der
Androhung , datz es ihm sonst so wie Woldemaras gehen würde .
(Verbannung und Internierung . ) Gouverneur Merkys hat
das neue Direktorium selbst gebildet . Es setzt sich aus
Landesrat Tolischus als Präsidenten und Landessteuerrat
Taleikis und Landesrat v . Gehr als Mitgliedern zusammen .
Es handelt sich bei diesem Schritt des Gouverneurs um eine
erneute Verletzung des Memelstatuts . Litauischerseits wird
erklärt , datz es sich nur um eine „provisorische Matznahme "
handele . Merkys sucht nun durch Verhandlungen mit dem
Landtagspräsidenten Dretzler , seiner Aktion ein legales Män¬
telchen umzuhängen .

Die Kownoer Zensur stellte am Montag mit der Beschlag -
nähme deutscher Blätter einen Rekord auf . Nicht weniger als
20 deutsche Zeitungen , die Meldungen » ud Artikel über die
Vorgänge im Memelgebiet brachten ,

'
verfielen der Beschlag -

nähme .
Morgen Ratssitzung

Zunächst hat der Wlkerbundsrat das Wort . Die von Deutsch -
land verlangte Ratssitzung zur Erörterung des Rechtsspruches
im Memelgebiet wird voraussichtlich am morgigen Mittwoch
stattfinden . Da Dr . Brüning bereits heute abend nach Ber -
lin zurückfahren mutz , wird Deutschland im Rat durch Staats -
sekretär von Biilow vertreten .

Die deutsche Rote an deu Generalsekretär des Völkerbun -
des , Sir Erie Drnmmond , in der die deutsche Regierung die
Aufmerksamkeit des Völkerbundsrates auf den von der litaui -
schert Regierung begangenen Rechtsbruch im Memelgebiet ge-
lenkt hat , hat folgenden Wortlaut :

„Herr Generalsekretär ! Am 6 . Februar hat der Gouver -
neur des Memelgebietes , Herr Merkys , den Präsidenten des
dortigen Direktoriums , Herrn Böttcher , für abgefetzt erklärt ,
verhaften und in eine Kaserne überführen lassen . An seiner
Stelle ist der Landesrat , Tolischus , mit der einstweiligen Füh¬
rung der Geschäfte des Präsidenten des Direktoriums üeauf -
tragr worden . Nach den der deutschen Regierung vorliegen -
ben Nachrichten sind diese Matznahmen von dem Gouverneur
im Einverständnis mit der litauischen Regierung getroffen
worden und sollen allem Anschein nach noch ähnliche weitere
Matznahmen im Gefolge haben .

Das Vorgehen d'er litauischen Regierung stellt eine flagrante
Verletzung des Memelstatutes dar, das in Artikel 17 Abs. 2
bestimmt , datz der Präsident solange im Amte bleibt , als er
das Vertrauen des Landtages hol . Diese Voraussetzung liegt
hinsichtlich des Präsidenten Böttcher vor , da ihm noch durch
Beschlutz des Landtages vom 25 . Januar das Vertrauen aus¬
gesprochen Woldert ist.

Gematz Artikel 17 Abs. 1 der Memelkonvention lenkt die
dentsche Regierung die Aufmerksamkeit des Völkerbundsrates
auf den von der litauischen Regierung begangenen Rechts -
brnch . Sie weist daraus hin , datz Verletzungen der dem Me -
melgebiet zustehenden Autonomie schon wiederholt die An -
rufung des Völkerbundsrates erforderlich gemacht haben .
Durch die eben erwähnten Vorgänge ist eine besonders ernste
Lage entstanden . Ich bitte deshalb , die Angelegenheit als
dringend auf die Tagesordnung des Rates zu setzen und den
Rat zu einer sofortigen Sitzung zusamMenzuberufen ."

*
Gegenüber litauischen Einwänden wird deutscherseits

darauf hingewiesen , datz Deutschland als Ratsinacht selhstver -
ständlich jederzeit berechtigt ist , aus Verletzungen der Memel -
Konvention hinzuweisen . Wenn aus Kreisen der litauischen
Regierung dieses Recht damit bestritten wird , datz Deutsch -
land erst 1926 in den Völkerbundstat eingetreten sei , wäh -
rend die Konvention 1924 abgeschlossen worden war , so er -
übrigt sich wohl eigentlich jeder Hinweis aus das Abwegige
dieser Auffassung ; Deutschland hat durch seinen Eintritt in
den Volkerbundsrat alle aus den Völkerbundsverträgen er -
wachsenden Verpflichtungen übernommen .

Selbstbestimmung für das Memelland !
In Kreisen der mundtot gemachten memellandischen Bevöl¬

kerung ist die^ Forderung nach dem Selbstbestimmungsrecht
nie erloschen . Die reichsdeutsche Organisation der Memel -
länder . der Memellandbuud , hat jetzt ein schreiben au de »
Reichspräsidenten gerichtet, in dem eine gänzliche Sieurege-
lung der Memelfrage gefordert wird . Iii dem Schreiben heitzt
es , datz Litauen feine Rechte aus dem Memelabkommen ver -
wirkt habe . Weitere Verhandlungen auf der bisherigen
Grundlage würden niemals einen praktischen Erfolg haben .
Die Neuregelung der Diemelfrage müsse ihren Ausgangs -
Punkt in einer Voltsbefragung aller Memelläuder innerhalb
nnd autzerhalb der Heimat haben . Der Reichspräsident wird
gebeten , als der Befreier Ostpreutzens und damit des Memel -
landes sich für dieses Ziel mit seiner ehrwürdigen Persön -
lichkeit einzusetzen . In einem Telegramm an den Reichs¬
kanzler Brüning wird verlangt , die diplomatischen Beziehun -
gen zu Litauen sofort abzubrechen .

Die Sitzung des Verwaltungsrats der BIZ . In seiner
Sitzung am Montag in Basel hat der Verwaltungsrat der
Bank für den Internationalen Zahlungsausgleich von einem
Vorschlag der Regierungskommission des Saargcbiets Kennt -
»is genommen , der dahingeht , datz die BIZ Depots des Saar -
gcbietes ausnimmt , sofern mit den Zentralbanken einschlietz-
lich der Reichsbank hinsichtlich der zu hinterlegenden Devisen
ein entsprechendes Abkommen getroffen wird . Der Präsident
des Verwaltungsrates wurde ermächtigt , die Schiedsrichter zu
ernennen , die aus Grund des Stillhalteabkommens von der
BIZ zu bestimmen sind . Die nächste VerwaltnngSratssitzung
sindet am 14 . März statt .

N « « eichswebemwifiev
und die MehvvevbSnde

Kein Gegensatz zu Brüning
Das Reichswehrministerium veröffentlicht einen Befebl

Reichswehrministers Gröner vom 29. Januar 1932, von dem
behauptet worden ist. datz er sich gegen die Politik des Reicks
lanzlers richte . Demgegenüber ist festzustellen , datz er mit
stimmuug des Reichskanzlers vr . Brüning erlassen worden
In dem Befehl heitzt es : 7

„Nur solche Wehrverbände haben Lebensberechtigung , die dienationalen und staatspolitischen Ideale pflegen und jw
Hauptaufgabe in der körperlichen und geistigen Ertüchtig ,iL
sehen. Jede militärische Betätigung der Verbände sowie die
Anmatzung polizeilicher oder sonstiger staatlicher Befug, »m.werden stets auf das schärfste bekämpft werden . In Beant¬
wortung der Frage , wann Bewerber aus politischen Gründenvon der Einstellung in die Wehrmacht auszuschlietzen sind, er -klärt der Reichswehrminister , datz nur solche Bewerber a

'
bqe-

lehnt werden dürsen , die erwiesenermaßen an Bestrebungen
teilgenommen haben , die auf eine Änderung d ^r Verfassung
mätzlgen Zustände mit unerlaubten Mitteln gerichtet waren .Ein für allemal bleiben ferner Bewerber ausgeschlossen , die
ersviesenermatzen in beleidigender Form öffentlich gegen den
Reichspräsidenten Stellung genommen haben , alle , die eroie .
senermatzen im politischen Kampse durch Störung der össent-
lichen Ruhe und Ordnung gezeigt haben , datz sie die sittliche
Reife für die Aufnahme in die Wehrmacht nicht besitzen, und
Mitglieder solcher Organisationen , die sich nicht scheuen , fürden Kriegsfall Kriegsdienstverweigerung Und Fahnenflucht zupredigen . Allgemein gilt autzerdem , datz vor jeder Einstellungvon Bewerbern , die einem politischen Verband angehört haben
besonders sorgfältig zu prüfen ist, ob durch derartige Einste !-
lungen nicht die überparteiliche und unpolitische Haltung der
Wehrmacht erschwert werden könnte . Mit solchen Bewerbern
sind Verhandlungen aufzunehmen , aus denen hervorgeht , daß
sie mit dem Eintritt in d» Wehrmacht jede derartige Bindungvollkommen gelöst haben .

"

Die deutsche und die ?va « »SMcheLnttkahvt
Zahlen zum Tardieu - Plan

Der hessische Gesandte in Berlin , Nuß , der Berichterstatter
für den Heeresetat im Reichsrat . beschäftigt sich in der „Ger -
mania " mit dem franzöfifcheu Abrüstungsplan , der u . a . die
Jnternationalisierung der Zivilluftfahrt und das Verbot des
chemischen Krieges vorschlägt. Gesandter Nutz stellt die Zah.
len der deutschen und der französischen Zivilluftfahrt gegen-
Über .

Deutschland besitzt 713 Zivilflugzeuge , darunter 210 Per -
sonen - oder Postverkehrsflugzeuge des gewerbsmäßigen Luft .
Verkehrs und 277 reine Leichtflugzeuge ( unter 75 PS Motor¬
leistung ) . Der Rest besteht aus Sportslugzeugen . Der mili -
♦arische Wert der deutschen „ Zivillustflotte " ist gleich Rull.
Demgegenüber verfügt Frankreich zur Zeit mindestens über
>>89 Zivilluftfährzeuge und 428 Personen - oder Frachtver.
kehrsslugzeuge . Nach den amtlichen Angaben des französi¬
schen Luftfahrtministers vom Frühjahr 1930 verfügt die fraii -
zosische Republik über 2800 Militärflugzeuge , ohne Einrech -
Nug der Reservebestände .

Die Ausgaben betrugen in Deutschland in den letzten vier
Jahren also 177,7 Millionen Reichsmark . In Frankreich be -
tragen sie für Militär - und Zivilluftfahrt insgesamt 1159,«
Millionen Reichsmark .

Zu dem Borschlag eines Verbots des chemischen Krieges
schreibt Gesandter Nutz , datz in Frankreich zur Zeit 14 staat -
liche Fabriken und 25 größere Privatwerke für die Herstellung
von Pulver un ^ Sprengstoffen arbeiten . Die Fabrikation
von Gas - Kampfstoffen in den staatlichen Betrieben Frank «
reichs sei geheim . In mindestens fünf staatlichen Betrieben
würden deratige Stoffe hergestellt . Hierzu kämen noch etwa
24 Privatwerke . Frankreich habe zur Zeit eine Rüstuugs -
iudiistrie , die im Frieden bei weitem den eigenen Bedarf über-
steigt . Deshalb sei Frankreich das erste Exportland für Rü -
stungsartikel nach europäischen und überseeischen Lände '-i . ;

Hitlers Einbürgerung
Zu den verschiedenen Gerüchten Über Aktionen zur Ein -

bürgerung Hitlers berichtet die „Voss . Ztg .
" , in matzgebenden

Kreisen werde die Auffassung vertreten , datz man eine Ein -
bürgerung Hitlers nicht bekämpfen würde . Im Gegenteil
würde man , wenn Hitler sich dazu entschlietzen könnte , einen
reguläre » Einbürgerungsantrag zu stellen , auf eine Beschleu-
nigung hinwirken . Man habe den Eindruck , so schreibt das
Blatt weiter , datz von nationalsozialistischer Seite absichtlich
der normale Einbürgerungsantrag vermieden werde , um de*°
Eindruck zu erwecken, als habe Hitler mit irgendwelchen In -
trigen und Schwierigkeiten zu kämpfen , die in Wirklichkeit gar
nicht beständen . Bis jetzt habe Hitler den normalen Weg über
einen Einbürgerungsantrag noch kein einziges Mal beschritten .

Die Plädoyers in» Favag Prozeß
Im Favag - Prozcß in Frankfurt a . M . betonte der Erste

Staatsanwalt in feinem Plädoyer , datz das ganze bei der Fa -
vag übliche System unzulässig , ungesetzlich und korrupt gewe¬
sen sei . Die Sondervergütungen könnten keineswegs als üblich
betrachtet werden . Der Vorstand einer Aktiengesellschaft sei
nur Verwalter fremder Güter . Bei der Favag haben die Di -
rektoren das Unternehmen als persönliches Eigentum betrach «
tet , mit dem sie glaubten , schalten und walten ? u können , wie
es ihnen beliebte .

Über eine Million Einzeichnungen für Hindenburg . Die bis-
her dem Hindenburg - Ausfchutz gemeldeten Einzeichnungen für
die Volkskandidatur Hindenburgs haben Mm -' an abend die
Zahl von einer Million überschritten .

Wegen der Bcrliner Universitätskrawalle am 4 . Februar
wurden vom Schnellgericht zwei Angeklagte zu je acht Mona -
ten Gefängnis , einer zu fünf Monaten Gefängnis , zwei zu
vier Monaten Gefängnis und zwei Angeklagte zu vier Woche »
Gefängnis verurteilt .

Einschränkung der Buttereinfuhr in die Schweiz . Der schwei -
zerische Bundesrat beschloh , zur Sicherung des Milchpreises die
Buttereinfuhr in die Schweiz ab 1. April 1932 zu beschränken.

Erleichterung zur Ehescheidung in Spanien . Die spanische
Kammer hat einen Gesetzentwurf über die Ehescheidungen an-

genommen , der bestimmt, datz das Zivilgericht jede Ehe lösen
kann, und datz die Scheidung ausgesprochen werden kann,
wenn beide Teil « gemeinsam den Antrag stellen oder wenn
einer der beiden Teile sie aus bestimmten Ursachen verlangt .
Als Scheidungsgründe gelten u. a. Ehebruch und Doppelehe .

Die Taucher , die mit der Hebung des gesunkenen Unterste -
bootes M 2 beschäftigt sind, haben festgestellt , datz das Boot
vollständig mit Schlamm angefüllt ist . Die Dispofitionenzu
umfangreichen Hebungsarbeiten sind getroffen worden .
Taucher haben bereits bei der He-bung der deutschen Flotte tn
Scapa Flow mitgewirkt . Das Wasserflugzeug , das an Bor»
des Unterseebootes war , ist an die Oberfläche geschafft werde «-

I »



kleine Ehvou »

In Swmcmünde hat heute in den frühen Morgenstunden
ein Brand umfangreiche Anlagen der Panela - Holz - AG ., Spe -
zialfabrik für Holzveredelung ^ völlig in Schult gelegt . Es
handelt sich um drei riesige Fabrikhallen der früheren Arps -
AG ., Eisenbahn - und Waggonbau . Der Gebäude - und Ma -

. terialschaden wird auf eine halbe Million geschätzt.
Zu Buttstädt (Ostpr . ) ist das erst vor wenigen Jahren ge¬

legentlich der 6M>tJahr - Feier der Stadt renovierte , im Jahre
1731 erbaute Rathaus heute , Dienstag , vormittag bis auf das
Erdgeschoß niedergebrannt . Die alten Akten sind mitvernichtet
Der strenge Frost (18 bis 2g Grad ) , erschwerte die Löscharbei -
ten außerordentlich . Drei benachbarte Gebäude wurden mit
eingeäschert .

Die im französischen Besitz befindliche Reunion - Jnse
wurde durch einen Wirbelsturm von ungeheurem Ausmaß
heimgesucht . Es wird mit mindestens 50 Todesopfer » gerechW
Net . Die Stadt « t . Denis ist vollständig zerstört .

In einem Schwefelbergwerk in Caltanlfetta (Sizilien ) e^
plädierten bei der Entzündung einer Sprengmine Grubengas ?
Von den 18 im Schacht anwesenden Bergleuten wurden fech
sofort getötet und acht lebensgefährlich verletzt .

Gchttlduevschutz bei Gvttttdfiütks -

zwangsvevfteigerungeu
nach der Durchführungsverordnung vom 30. Januar 1932
Vöri der Pressestelle beim Stäatsministerinm wird mitge -

teilt : ' . ;
** I . Nach § 5 des dritten Teils der vierten Notverordnung

vom s . Dezember 1931 kann auf Antrag des Schuldners die

Ta « Päd . Gesetz - „ nb Berordnungsblat , enthält in Rum .
mer S eine Verordnung des Staatsministeriums zur And«,
rung der Vollzug -Verordnung zum Verwaltungsgesetz sowie
line Bekanntmachung des Ministers des Innern über Be>
triebsvorschriften für die Kesselwärter von Landdampfkesieln .

Handel und tvkvtsthaft

Devisennotierungen der Reichsbank

•t
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volizeipräNdlen

Karlsruh « und Mannheim
Der Staatsanzeiger von heute veröffentlicht eine Be -

kanntmachung , nach der die Polizeidirektoren in Karlsruhe
und Mannheim in Zukunft die Bezeichnung „ Polizeipräsident "

führen . Das Bezirksamt — Polizeidirektion — Karlsruhe und
Mannheim heißt in Zukunft „ Polizeipräsidium " . Hiermit ist
auch in Baden eine Gleichstellung der Dienstbezeichnungen für
die Polizeidirektionen erfolgt , wie wir sie in anderen Ländern
seit längerer Zeit schon haben . Mehraufwendungen sind hier -
mit nicht verbunden ; es handelt sich lediglich um eine ge-

schäftsordnungsmäßige Klarstellung .

#t w . /
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Die Senkung dev Vevews -

und Vevbandsbeitvage
Vom Badischen Statistischen Landesamt , das mit der Preis -

Überwachung beauftragt ist, wird uns geschrieben :
■* Zu dem in Nr . 30 der „Karlsruher Zeitung " vom 5. Fe -

ilbruar erschienenen Artikel über eine etwaige Senkung der
ÄZereins - und Verbandsbeiträge ist dem Statistischen Landes -
amt eine Anzahl von Zuschriften zugegangen , die sich in der
Mehrzahl zustimmend äußern . Einige dieser Zuschriften ent - !
palten Anfragen , die eine kurze Antwort oder Aufklärung
-nötig machen . Zunächst sei bemerkt , daß der Artikel nur eine
Anregung oder einen Rat geben sollte ; eine Absicht, die Bei -
träge etwa zwangsweise herabzusetzen , besteht nicht . In erster i
jfiinie war an die örtlichen Vereine der verschiedensten Art ge-
Hacht, dann aber auch an jene Verbände , hie sich über das Land i
erstrecken . Hier besteht , bei der örtlichen Verschiedenheit der

fwirtschaftlichen
Verhältnisse , die Möglichkeit , daß die allgemein /

estgesetzten Beiträge für einzelne Ortsgruppen weniger trag -
har sind , wie für andere . Eine Durchprüfung der Beiträge
nach dieser Seite hin könnte gewiß zur Milderung mancher
Härten führen .

Selbstverständlich muß an die ganze Senkungssrage mit vor - ;
Fichtiger Hand herangegangen werden , damit nicht Vereine und :
^Verbände , die sich besonders wichtige Aufgaben gestellt haben
— es fei beispielsweise nur an jene Vereine erinnert , die sich
Iber öffentlichen Wohlfahrt , der Förderung des Gesundheits -
«vesens u . a . widmen — , in ihrer Leistungsfähigkeit oder gar
im ihrem Bestand bedroht werden . Nicht in Betracht kommen
ffür die angeregten Fragen der Beitragssenkung natürlich auch
jene Organisationen , die sich über das ganze Reich erstrecken ,
pei denen die Beiträge einheitlich für das Reich festgesetzt wer -
den , und zwar von Instanzen , die nicht in Baten ihren Sitz ^
haben . Dieser Fall trifft z . B . auf die Gewerkschaften zu , die f '

ja auch in der Auslassung des Statistischen Landesamts nicht
genannt waren . Für diese Orgnisationen dürfte eine Herab -
fetzung der Beiträge um so weniger möglich sein , als auch auf
ihnen die wirtschaftliche Krisis in besonderem Maße lastet und
sie durch die heutige Lage unseres Wirtschaftslebens vor neue

■schwere Aufgaben und Verpflichtungen gestellt sind.
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Vadttthev Landtag

Wiederbeginn der Ansschnharbeiten
Der Bad . Landtag wird in dieser Woche seine Arbeiten in

fteiT Ausschüssen wieder aufnehmen . Am 10. Februar tritt
der Ausschuß für Gesuche und Beschwerden zusammen , am
Donnerstag , den 11 . Februar , wird der Haushaltsausschuß
tagen , und am 12 . Februar der Rechtspflegeausschu « eme

Sitzung abhalten . Von dem Gange - der Verhandlunge, « n

diesen Ausschüssen hängt der Termin und die Festsetzung der

Tagesordnung sür die nächste Bollsitzung des ^ andtagS ab ,
die , wie bereits bekannt , für den kommenden Dienstag , den

lß .
'

Februar , beabsichtigt ist .
Die Kommunisten haben eine Reihe von Anträgen und In -

terpellationen eingebracht . Sic beantragen u . a . Mißtrauens -

ertlärungen gegen das Staatsministerium und gegen
Innenminister Maier , sodann Aufhebung der Rede - und Ver -

sammlungsverbote der KPD . in Baden , sowie des
^
Verbots

gegen den antifaschistischen Roten Fronttämpser - Bund . Auch
stellen sie den Antrag auf Aufhebung der Strafhaft de ? Abg .
Böning , der zur Zeit im Landesgefängnis Mannheim seine
Strafe wegen Beteiligung an der Rathaus,chlacht m Karls¬

ruhe verbüßt . Die Förmlichen Anfragen der Kommunisten
betreffen die Sochwa,serfchäden . die Mietsenkung für reichs -

eigene Wohnungen , die an verheiratete Beamte des badischen
Sicherheitsdienstes vermietet sind , endlich die An,chasfung von
Panzerwagen für die Polizei . Ein weiterer Antrag der KP -i/ .
will die Aufhebung oer Notverordnungen des Reiches und
Landes , die Nichtdurchführuug des Lohn - und Gehaltsabbaues
in den staatlichen Betrieben und Büros , die Festsetzung i>er
Miete für Arbeiter , Angestellte und Beamte in den staats -

eigenen Gebäuden aus höchstens 15 Proz . des Arbeitseinkom¬
mens und schließlich steuerliche Erleichterungen für Erwerbs -
lose, den Arbeiter - und Mittelstand . Ein Antrag der KPD .
zum Milchgesetz verlangt , daß die badische Vollzugsverordnung
mit sofortiger Wirkung ausgehoben _

toird und die Zwangs¬
anschlußbestimmungen nicht durchgeführt werden , weil fouit
zahlreiche landwirtschaftliche Kleinbetriebe wirtschaftlich schwer
geschädigt werden .

Berichtigung . In dem Artikel der ..Karlsruher Zeitiuig "

Nr . 32 vom 8 . Februar „Die Gauleitung der Nationalsozmli -
sten ist beunruhigt " ist in der 8 . Zeile von unten richtig zu
lesen : . . SS . 3 . II . 32." (nicht 5 Febr . 32 ) .

T$ue aiich in liefen ^ agen aus . Unsere Witterung wird nwi > M

fen
noch von dieser Störung beherrscht werden , voraussage :

Reist bedeckt , zeitweise leichte Schneefälle und später uord =
östliche Winde , Temperaturen allmählich fallend .

Wasserstände : Waldshut 176 minus 3. Bafel 34 minus 8, ! i
Schufterinsel 24 minus 9 , Kehl 174 minus 4, Maxau 347 : ^
minus 6 , Mannheim 211 minus 4 , Caub 153 minus 3 .

« atbvitbten aus Vaden

DZ . Mannheim , 9. Febr . Der gesenkte Stratzenbahntarif
hat die erwartete Belebung des Verkehrs nicht gebracht . Statt y»
dessen ist eine Minderung der Einnahmen eingetreten . Der
Kreis der Personen , die mit der Straßenbahn fahren , ist nach ^ ^
Ansicht der Fachleute heute soweit begrenzt , daß eine wesent - »
liche Zunahme kaum zu erwarten ist .

DZ . Heidelberg , 8. Febr . Wie die Polizei mitteilt , wurden
in der Nacht auf Sonntag in Reilsheim bei Bammental 53
Angehörige der NSDAP . aus Heidelberg und Neckargemünd
festgenommen , weil sie in verbotswidriger Weise zu politi -
schen Zwecken von Neckargemünd nach Reilsheim marschiert
waren . 22 Teilnehmer waren mit Stöcken bewaffnet . Der
Veranstalter wurde ins Gefängnis eingeliefert . Die übrigen
Personen wurden nach Feststellung der Namen und Abnahme
der Stöcke auf freien Fuß gesetzt.

bld . Areiburg , 8. Febr . Der Besitzer des Weißbauernhofes
in Neuhäuser will es jetzt mit dem Seidenbau versuchen . Auf
seinem Grundstück wurde von der Arbeitsgemeinschaft Deut -
scher Seidenbaner eine Plantage von 3000 Maulbeersträuchern ^
angelegt .

DZ . Billingen , 9. Fsbr . In Neuhausen bei Villingen brannte
gestern abend das Toppelanwesen des sogenannten Grafen -
Hofes vollständig nieder . Der Brand entstand im Schopf und
fand in den sehr alten Gebäuden , die zum größten Teil aus
.Holz erstellt sind , reiche Nahrung . Es entstand Zugfeuer , durch |
das die ganze Nachbarschaft und namentlich auch das Rathaus
sehr gefährdet wurden . Nur das Vieh konnte gerettet werden . 1

Man vermutet BrandstifNiiig
DZ . BiUinge «, 9. Febr . Gestern abend gegen X6 llhr wurde

der 43 Jahre alte Sofbaner Ottfried Link in seinem Auwesen M
in Nordstetten bei Villingen von zwei Bettlern im Alter von
etwa 25 Jahren ermordet . Link überraschte die beiden , die von :
hinten in seinen Hof eingedrungen waren und stellte sie zur !
Rede . Einer versetzte ihm mit einem Messer einen Stich inj - -
die Herzgegend , der den Tod zur Folge halte . Tie Täter siiiv^
flüchtig .
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Badischer gentralanzeiger für Beamt
Anzeigeblatt für die sozialen und wirtschaftlichen Bedürfnisse der Beamten / Beilage zur Karlsruher Zeitung . Badischer StaatsanzeigerOrgan verschiedener BeamtenvereinigungenB » , » D i Wchetnt wöchentlich etnmol und kam,

vom Verlage
>l» für 10 Reichspfennigfür jede Ausgab«, monatlich st« 60 « eich«pfenaig «uzüglich Portolrnde. » « l^Zriedrich-Strah« I«. bezog.« werden s. Februar 1932
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Dienstbezüge beurlaubter Reichsbeamter
Runderlaß des Reichsministers der Finanzenvom 25, November 1931 — R I 690 —

Auf Grund des § 5 des Kapitals IV des Dritten Teils derDritten Verordnung des Reichspräsidenten zur Sicherung vonWirtschaft und Finanzen und zur Bekämpfung politischerAusschreitungen vom 6 . Oktober 1931 — Reichsgefetzbl . IS . 537 — B A XII 44 — wird hiermit verordnet :
tz 1. Aus dem Reichsdienst oder aus dem Dienst der Deut -

schen Reichsbahn -Gesellschaft beurlaubte Beamte , denen hin-
sichtlich ihrer Dienstbezüge Gleichstellung mit den nichtbeur-laubten Beamten zugesichert ist, können au ? dieser Zusiche-rung vermögensrechtliche Ansprüche nur insoweit erheben,als sie seit dem 1 . Dezember 1923 bei Gegenüberstellung ihrersämtlichen Dienstbezüge mit denen der vergleichbaren nicht-beurlaubten Beamten schlechter als diese gestanden habenoder stehen. Bei der Gegenüberstellung sind die allgemeinenwirtschaftlichen Umstände einschließlich der steuerlichen Be -
lastung sowie etwaige allgemeine Zuwendungen zu berücksich-tigen , die die beurlaubten Beamten erhalten haben. Die
Gegenüberstellung der Bezüge hat sich auf die gesamte Zeitder Beurlaubung zu erstrecken .

8 2. Den Zeitpunkt der Auszahlung der festgestellten An-
spräche bestimmt der Reichsminister der Finanzen .8 3. Der Reichsminister der Finanzen kann Durchführung ?-und Ausführungsbestimmungen zu dieser Verordnung er-
lassen.
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Wohin mit den Abiturienten zu Ostern 1932 ?
Das Presseamt des Bunde » Deutscher Justizamtmäunerschreibt hierzu :
Die llberfüllung der Juristenlaufbahn , welchc u . a . dieRechtsanwälte schon zu dem Vorschlag einer dreijährigen Prak-

tikantenzeit , also zu einer Art Sperre auch dieses freien Be -rufeS , veranlaßt hat, wird eine weitere Steigerung erfahren ,wenn zu Ostern 1932 neue Abitukientenscharer dem Rechts-
studium zuströmen . Die Bemühungen , diesen Rachwuchs demakademischen Arbeitsmarkt fernzuhalten und so eine weitere
Proletarisierung des Juristenstandes zu vermeiden , werdenaber nur in dem Maße Erfolg haben , als es gelingt , den Abi-turienten andere Beschäftigungsmöglichkeiten zu bieten . Daskann nun wirksam dadurch geschehen, daß die Finanzministerendlich die strenge Drosselung des Zugangs zur Laufbahn des

f oberen Justizdienstes (Rechtspflegerlaufbahn ) aufheben . Hier— wie übrigens ebenso in den oberen Laufbahnen der andereiDVerwaltungen (Post , Reichsbahn usw . ) — besteht ein fühlbare » |Mangel an Nachwuchs , der in den nächsten Jahren infolge derfortschreitenden Uberalterung des vorhandenen Beamtenperso .nals zu katastrophalen Zuständen führen mutz. Die Einstellungeiner -größeren Zahl von Abiturienten als Justizsupernnme . 1rare ist deshalb unabweislich , wenn für die Zukunft die vonder Wirtschaft wiederholt geforderte Beschleunigung des ge.richtlichen Geschäftsbetriebes gewährleistet werden soll. Da . 1durch kann dann ferner nicht nur die Berufsnot unserer Ju - zgend gemildert , sondern gleichzeitig auch der weiteren Aberfül »lung der Universitäten und der akademischen Berufe vorge -beugt werden .

Jeitschviftenstbau
„Die Kunst." Glänzend illustriert und reichhaltig, wie wir !diese Münchner Monatsschrift schon seit Jahrzehnten kennen , iist auch ihr Februarheft . Darin stellt sich der Graphiker Ott « 3Nückel vor , der sein reiches illustratives Talent mit Vorliebi ian den Freuden und Mühen des kleinbürgerlichen Lebens h, jeinem funkelnden Spiel von List und Ironie ausläßt . Der !̂schwedische Bildhauer Tore Strindberg verleiht seinen Mäd - ichengestalten eine stille Harmonie und wundervollen Rhythmusder Linien . Von Malern werden Gustav Klimt mit einer far -bigen Reproduktion seiner „Freundinnen "

, dann Werner Pei <ner mit Teilstücken aus seinem Paradiesteppich und der Fran ,zose George Seurat mit Landschaften in ganz eigener Mal -technik gezeigt . — Auch die Kirche stellt , wie die modernenreligiösen Wandmosaiken von Josef Eberz beweisen , demKünstler heute herrliche Aufgaben und hilft , Tradition undFortschritt glücklich miteinander verbindend , die Entwicklungder Künste weiterführen . Lebendig geschriebener Text um -rahmt die vielen vorzüglichen Abbildungen . „Bevor Sie IhrHaus bauen lassen " betitelt sich ein mit bildlichen Beispiele » \belegter Aufsah aus dem Bereich der Wohnungskunst , deniauch Sie lesen sollten , wenn Sie als angehender Bauherr eigeneproduktive Erwägungen anzustellen haben . Der in einem Jfrüheren Heft begonnene , für heutige Verhältnisse sehr aktuelleAufsatz über die Teilung zu groß gewordenen Wohnraum ?wird an Hand einiger neuer Grundrißlösungen weitergeführt .Was die neuzeitliche Beleuchtungskunst in formenschönen und
zweckmäßigen Lichtträgern leistet , zeigen mehrere Seiten her -
vorragender Beispiele aus bekannten deutschen Werkstätten .Damit ist aber der Inhalt des reichhaltigen Heftes noch langenicht erschöpft . Wer sich des näheren dafür interessiert , kannes durch jede Buchhandlung beziehen . (Verlag F . BruckmannAG ., München .)

Zeitwende , Januar -Heft . (C. H. Beck, München.) — Wie -der ein reiches Heft mit zahlreichen schönen und interessanterAufsätzen . Dipl .-Jng . Otto Veit spricht vom „Neuen Woh -nen " . Prof . Dr. A . O . Meyer „Von der politischen Begabungder Deutschen "
; weist den Vorwurf zurück, daß wir ein un¬politisches Volk feien ; Gegenbeweis das Mittelalter und Bis >marck ; auch den andern Völkern ist Politik nicht angeboren ,sondern von ihnen erworben in Jahrhunderten äußerer Not ;so hofft er , daß die heutige Bedrängnis die Deutschen zur Po -litik aufraffe . Höchst interessant der Artikel von Geh . Rat

Prof . Dr. Demoll : „Der Wandel der biologischen Anschauun-
gen in den letzten hundert Jahren " : Die Entwicklung von der
atomistisch -mathematischen Auffassung zu der Ganzheitsauf -
fassung und wieder von den Schwierigkeiten dieser Auffassung .Das Ziel ist unendlich fern und für uns wesentlich das Hin -
streben nach demselben . Carl Lange gibt ein schönes Bildvon Ostpreußen , seinen Menschen , seiner Landschaft . Karl
Fischer spricht von der „Verweltlichung als Aufgabe und Ge -
fahr ". Ein neuer Roman beginnt : K . F . Kurz , Haldor im
Frühlingstal . Dazu die Umschau und die Randbemerkungen .Alles in allem : Eine prächtige Zeitschrift . ? E>.

Elegante Welt . Vielseitig wie immer präsentiert sich das
soeben herauskommende neueste Heft der „Eleganten Welt " .In Anbetracht dessen, daß man in diesen schweren Zeiten z. Z.
mehr als fe die häusliche Geselligkeit in kleinstem Kreise
pflegt , ist diesem Kapitel ein besonderer Artikel gewidmet .Mit der Pflege des Heims beschäftigt sich ein anderer Artikelüber Silbergerät , der mit malerischen Aufnahmen von Tafel -
filber letzten Stils reich ausgestattet ist. (Verlag Dr. Seile -
Eysler , Berlin .)

Die Maul - und Klauenseuche im Farrenstall Bulach_ ist erloschen . R 82ö
Karlsruhe , den 8 . Februar 1932 . O -Z . 8

Bad. Bezirksamt — Polizeidirektiou B —.

mann , Meyer , H . Müller ,
Mateo , Nagel , Schmitt ,

Seibert , Schöntaler
Anfang 19'/, Ende nach 22
Preise B (0,70 - 4,20 XS )
Do .H2 .Der Graue . Fr 12.2.
Der Widerspenstigen Zäh»
mung . Sa -13 .2. Napoleon
oder Die hundert Tag «.
So .14.2 . Nachmittags : Im
weißen Rößl . Abends :
Othello . Im Konzerthaus :
Der Vetter aus Dingsda .

Mittwoch , 10. Februar 1932
* A 18 Mittwochmiete )

Th .-Gem . 1—100

Napoleon
od« Die hundert Im

Draina von Grabbe
Regie : Baumbach

Mitwirkende :
Bertram,Ehrhardt .Ermarth
Ervig, Frauendorfer , Gen -
ter, Rademacher, Seiling .
Jank , Fritz, Blum , O .Höcker,
Kratzer , Brand , Dahlen ,
Ernst.Gemmecke. Herz.Hierl.
Höcker, Hospach, Kienscherf,
Kloeble, Kühne, Luther,
Mehner, P -Müller , Prüter ,
Schulze , v .d.Trenck , Grimm ,
Eich, Kühr, Kilian , Linde-

8 .679 . Karlsruhe. Im
Konkursverfahren über das
Vermögen der JssefBlume «-
stetter Witwe , Sofie geb.
Nußberger in Karlsruhe ,
Steinstr . 21,ist zur Prüfung
nachträglich angemeldeter
Forderungen Termin be-
stimmtauf : Freitag, de« SK .
Februar 1932 , vorm . 10 '/,
Uhr, vor dem Amtsgericht
Karlsruhe . Akademiestr. 8,3. Stock, Zimmer Nr . 253
Karlsruhe , den 3. Februar
1932 . GrschästsstelledeS Amts¬
gerichts A 1.

mma .MW
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Druck G , Braun . KarlSrube .
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